
1.7 Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen 

oder sprachlichen Minderheiten angehören 

Vom 18.12.1992, Resolution Nr. 47/135 der Generalversammlung der Vereinten Nationen, 

U.N. Doc. A/RES/47/135 (Deutsche Fassung: Deutscher Übersetzungsdienst der Vereinten 

Nationen, New York; Vereinte Nationen 5/1993, S. 190 f.) 

Die Generalversammlung, 

– erneut erklärend, daß eines der grundlegenden Ziele der Vereinten Nationen, das in der Charta 

verkündet wird, darin besteht, die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle, 

ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion, zu fördern und zu festigen, 

– in Bekräftigung des Glaubens an die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde und den Wert  

der menschlichen Person, an die Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie von großen und 

kleinen Nationen, 

– in dem Wunsche, die Verwirklichung der Grundsätze zu fördern, die in der Charta, der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte, der Konvention über die Verhütung und Bestrafung des 

Völkermordes, dem Internationalen Übereinkommen über die Beseitigung aller Formen rassischer 

Diskriminierung, dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, dem 

Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, der Erklärung über die 

Beseitigung aller Formen von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund der Religion oder der 

Überzeugung und der Konvention über die Rechte des Kindes sowie in anderen einschlägigen 

internationalen Rechtsakten, die auf weltweiter oder regionaler Ebene verabschiedet wurden, sowie in 

Abkommen zwischen einzelnen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen enthalten sind, 

– geleitet von den Bestimmungen des Artikels 27 des Internationalen Paktes über bürgerliche und 

politische Rechte betreffend die Rechte von Personen, die ethnischen, religiösen oder sprachlichen 

Minderheiten angehören, 

– in der Erwägung, daß die Förderung und der Schutz der Rechte von Personen, die nationalen oder 

ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören, zur politischen und sozialen 

Stabilität der Staaten beitragen, in denen sie leben, 

– betonend, daß die ständige Forderung und Verwirklichung der Rechte von Personen, die nationalen 

oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören, als ein integrierender 

Bestandteil der Entfaltung der Gesellschaft als Ganzes und innerhalb eines auf Rechtsstaatlichkeit 

beruhenden demokratischen Rahmens, zur Stärkung der Freundschaft und der Zusammenarbeit 

zwischen den Völkern und Staaten beitragen würde, 

– in der Erwägung, daß den Vereinten Nationen eine wichtige Rolle beim Schutz von Minderheiten 

zukommt, 

– eingedenk der bisher innerhalb des Systems der Vereinten Nationen geleisteten Arbeit, insbesondere 

seitens der Menschenrechtskommission, der Unterkommission für die Verhütung von Diskriminierung 

und den Schutz von Minderheiten sowie der Organe, die gemäß den internationalen 

Menschenrechtspakten und anderen einschlägigen internationalen Menschenrechtsübereinkünften zur 

Förderung und zum Schutz der Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und 

sprachlichen Minderheiten angehören, geschaffen wurden, 



– unter Berücksichtigung der wichtigen Arbeit, die von den zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen 

Organisationen im Hinblick auf den Schutz von Minderheiten und die Förderung und den Schutz der 

Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten 

angehören, geleistet wird,  

– in Anerkennung der Notwendigkeit, eine noch wirksamere Umsetzung der internationalen 

Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrechte sicherzustellen, was die Rechte von Personen betrifft, 

die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören,  

– verkündet diese Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen 

und sprachlichen Minderheiten angehören: 

Artikel 1 

1. Die Staaten schützen die Existenz und die nationale oder ethnische, kulturelle, religiöse und 

sprachliche Identität der Minderheiten in ihrem Hoheitsgebiet und begünstigen die Schaffung von 

Bedingungen für die Förderung dieser Identität. 

2. Die Staaten treffen geeignete Gesetzgebungs- und sonstige Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele. 

Artikel 2 

1. Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören (im 

folgenden als „Angehörige von Minderheiten“ bezeichnet), haben das Recht, ihr eigenes kulturelles 

Leben zu pflegen, ihre eigene Religion zu bekennen und auszuüben und sich ihrer eigenen Sprache zu 

bedienen, privat und in der Öffentlichkeit, frei und ohne Einmischung oder Diskriminierung jedweder 

Art. 

2. Angehörige von Minderheiten haben das Recht auf volle Teilnahme am kulturellen, religiösen, 

sozialen, wirtschaftlichen und öffentlichen Leben. 

3. Angehörige von Minderheiten haben das Recht auf wirksame Beteiligung an den auf nationaler und 

gegebenenfalls regionaler Ebene getroffenen Entscheidungen, welche die Minderheit betreffen, der sie 

angehören, oder die Regionen, in denen sie leben, in einer Art und Weise, die mit den 

Rechtsvorschriften ihres Landes nicht unvereinbar ist. 

4. Angehörige von Minderheiten haben das Recht, eigene Vereinigungen zu gründen und zu 

unterhalten. 

5. Angehörige von Minderheiten haben das Recht, ohne jegliche Diskriminierung freie und friedliche 

Kontakte mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe und mit Angehörigen anderer Minderheiten 

herzustellen und zu pflegen, sowie Kontakte über die Grenzen hinweg mit Bürgern anderer Staaten, 

mit denen sie nationale oder ethnische, religiöse oder sprachliche Gemeinsamkeiten verbinden. 

Artikel 3 

1. Angehörige von Minderheiten können ihre Rechte, einschließlich der in dieser Erklärung 

niedergelegten Rechte, einzeln sowie in Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe ohne 

jegliche Diskriminierung ausüben. 

2. Angehörigen von Minderheiten darf aus der Ausübung oder Nichtausübung der in der Erklärung 

niedergelegten Rechte kein Nachteil erwachsen. 



Artikel 4 

1. Die Staaten ergreifen erforderlichenfalls Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß Angehörige von 

Minderheiten alle ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten ohne jegliche Diskriminierung und in 

voller Gleichheit vor dem Gesetz voll und wirksam ausüben können. 

2. Die Staaten ergreifen Maßnahmen zur Schaffung günstiger Bedingungen, die es Angehörigen von 

Minderheiten gestatten, ihre Wesensart zum Ausdruck zu bringen und ihre Kultur, Sprache, Religion, 

Traditionen und Gebräuche zu entwickeln, es sei denn, daß einzelne Praktiken gegen das 

innerstaatliche Recht verstoßen und im Widerspruch zu den internationalen Normen stehen. 

(…) 

 


